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Zur Handhabung des Vagabundengeſetzes vom 
24. Mai 1885, R. G. Bl. Ur. 89. 


Erörterungen mit ſtatiſtiſchen Materialien von Wenzel Trümmel, k. k. 
Polizeicommiſſär in Prag. 
(Fortſetzung.) 

Zum 8 2 V. G. Hier hat das Geſetz unter Aufhebung der 
früheren Beſtimmungen des allg. Strafgeſetzbuches (88 517 bis 521) das 
Betteln in zwei Fällen für ſtrafbar erklärt, nämlich: 1. wenn Jemand 
au öffentlichen Orten oder von Haus zu Haus bettelt oder aus Arbeits⸗ 
ſcheu die öffentliche Mildthätigkeit in Anſpruch nimmt und 2. wenn 
Jemand Unmündige zum Betteln verleitet, ausſchickt oder Anderen 
überläßt. 

Streng genommen erſcheint die Anordnung des 2. Abſatzes mit 
Rücksicht auf die Beſtimmungen der 88 5 und 9 St. G. überflüſſig 
und würde das Verleiten, Ausſchicken und Herleihen („Ueberlaſſen“) 
von Unmündigen zum Zwecke des Bettelns gewiß ſchon nach den allge⸗ 
meinen Grundſätzen des Strafrechtes als Mitſchuld oder Aufforderung 
zur Begehung eines Delictes (des Bettelns) ſtrafrechtlich verfolgt werden 
können. Eine beſondere legislative Fixirung dieſes Delictes wäre alſo 
füglich nicht nothwendig geweſen. 

Dagegen wäre der 1. Abſatz, weil er zwei begrifflich verſchiedene 
Delicte enthält, zu trennen, und hätte dieſe Scheidung auch ſtyliſtiſch 
durch Bildung eines beſonderen Abſatzes zum Ausdrucke gelangen ſollen. 

Denn das „Betteln an öffentlichen Orten oder von Haus zu 
Haus“ iſt etwas ganz Anderes, als das „Inanſpruchnehmen der 
öffentlichen Mildthätigkeit aus Arbeitsſcheu“. 

Hier bildet die Arbeitsſcheu den Rechtsgrund, warum eine 
ſolche Handlungsweiſe für ſtrafbar erklärt wird; die Arbeitsſcheu 
conſtituirt erſt den Thatbeſtand jenes Delictes. Dort aber iſt es das 
Moment der Publieität und nur dieſes, 


des Bettelns gefordert wird, und nur dieſes Moment der Publicität 
begründet die Strafbarkeit jenes Delictes. 

Es wird alſo Jedermann, der an öffentlichen Orten oder von 
Haus zu Haus bettelt, unnachſichtlich geſtraft, auch wenn er nicht aus 
Arbeitsſcheu dies thut, ſondern, wie es in der Regel der Fall iſt, hiezu 
durch Elend und Noth gezwungen wurde“). Dagegen bleibt Derjenige 
ſtraſlos, wenigſtens von der Härte dieſes Geſetzes verſchont, der zwar 
die öffentliche Mildthätigkeit in Anſpruch nimmt, dem man aber nicht 
nachweiſen kann, daß er dies aus Arbeitsſcheu thut. 


Es iſt alſo evident, daß der 1. Abſatz des § 2 V. G. zwei 
verſchiedene Arten des Bettelns involvirt, und ſollte deshalb dieſe 
Unterſcheidung auch ſtyliſtiſch zum Ausdrucke gelangen. Auch aus ſor⸗ 
malen Gründen empfiehlt es ſich, jene Scheidung durchzuführen, nament⸗ 
lich bei Anlegung von ſtatiſtiſchen Tabellen, welche die Art der Hand⸗ 
habung dieſes Geſetzes und deſſen einzelnen Beſtimmungen ſowie die 
praktiſchen Wirkungen desſelben veranſchaulichen ſollen. 

Was „Betteln“ iſt, ſagt das Geſetz zwar nicht, aber es iſt un⸗ 
ſchwer, ſich den Begriff des Bettelns zu conſtruiren und davon das 
bloße Collectiren zu unterſcheiden, welch' letzteres allerdings nicht 
unter 8 2 V. G. ſubſumirbar iſt und daher ſtrafrechtlich nicht als 
ein „Gerichtsdelict“ verfolgt werden kann, außer wenn ein ſolches 
Collectiren die geſetzlichen Merkmale des Betrugsdelictes involvirt. 


Unter „Betteln“ verſteht aber der allgemeine Sprachgebrauch und 
die Rechtswiſſenſchaft das Anſprechen eines Fremden um ein Almoſen, 
um eine Gabe zum Lebensunterhalte für ſich oder Diejenigen, deren 
Ernährung dem Bettelnden obliegt, und das Betteln unterſcheidet ſich 
vom Collectiren dadurch, daß dieſes „ein Anſprechen um Gaben für be⸗ 
ſtimmte, dem Anſprechenden fremde, in der Regel die Wohlthätigkeit für 
andere Perſonen betreffende Zwecke bedeutet.“ (Teichmann in Holtzen⸗ 
dorff's „Rechtslex.“ I, S. 348.) 

Nun fragt es ſich, in welchen Fällen wird der Richter den 
2. Theil des 1. Abſatzes des 8 2 V. G. in Anwendung bringen? 
Was bedeutet überhaupt der geſetzliche Ausdruck „die öffentliche Mild⸗ 
thätigkeit in Anſpruch nehmen“? 

Ein aus der Praxis geholter Fall ſoll dies darthun. 

Ein bekannter Profeſſionsbettler, der wegen diverſer Delicte, 
darunter auch wegen Betruges wiederholt abgeſtraft wurde, verlegte ſich 


) Hier mögen die Worte eines bei Barth, Syſtem der öſterr. admin. Polizei, 
1. Band, S. 344, 8 557, citirten Hofkanzleideeretes (vom 28. Februar 1785) 
reproducirt werden. Es heißt dort: „Das Betteln in den Schank⸗ und Kaffee⸗ 
häuſern kann zwar, aber erſt alsdann verboten werden, wenn die freiwilligen 
Arbeitshäuſer völlig in der Ordnung und im Stande ſein werden, jedem ſich 
um Arbeit meldenden Bettler die nothwendige, ihm angemeſſene Arbeit gegen 
einen billigen Lohn zu verſchaffen; außerdem kann das Betteln mit Strenge 
unmöglich eingeſtellt werden.“ Und Kudler in ſeinem trefflichen Eommentare 
des St. G. B. (Wien 1824) bemerkt bei $ 261 (St. G. B. ex 1803), welcher 
die Uebertretung der Bettelei normirt, daß, „wenn man die Strafe recht ſtreng 


ausmeſſen wollte, damit fie abhalte, jo würde man bald weniger Bettler, aber 
welches zum Thatbeſtande mehr Diebe haben“. 


auf das Betteln mittelſt Bettelbriefe, die er an diverſe, ihm ganz fremde 
oder nur zufällig bekannt gewordene Wohlthäter adreſſirte. Dieſes Metier 
betrieb derſelbe äußerſt ſchwunghaft, ſo daß er von den zahlreich ein⸗ 
gehenden Unterſtützungsgeldern ein ziemlich ſorgenloſes Leben führen 
konnte; wenigſtens trieb er ſich Tag für Tag arbeits⸗ und geſchäftslos 
in den Gaſſen herum und beſuchte fleißig diverſe Kaffee⸗ und Wein⸗ 
ſchänken. Dabei hatte er das Ausſehen eines vollendeten alten Bon⸗ 
vivants. Auch die Kleidung ließ auf keine Nothlage ſchließen. Dazu 
kommt noch, daß der Mann ſeinen Bettelbriefen ſtets ein von ihm ſelbſt 
vor Jahren ausgeſtelltes „Armuthszeugniß“ in Abſchrift beilegte, das 
zur größeren Beglaubigung die Unterſchrift des Stadtpfarrers und des 
Hausherrn — natürlich nicht in originali — trug. Auch ein fo be⸗ 
ſchaffenes Zeugniß eines Privatarztes war ſtets beizubringen, das beſagte, 
„daß N. N. an einem Leiſtenbruche leide und deshalb ein Bruchband 
benöthige“ ). Um das Mitleid der unbekannten Wohlthäter noch mehr 
zu erwecken, legte fich der Proſeſſionsbettler ſtets den Charakter eines 
Privatbeamten bei, auch beobachtete er die Methode, daß er bei der 
Wahl ſeines Charakters ſich immer nach jenem des Adreſſaten richtete, 
um als deſſen nothleidender Berufsgenoſſe zu erſcheinen. So iſt es 
wenigſtens erklärlich, warum ſeine in vielen Exemplaren abgeſchickten 
und nachher der Behörde übermittelten Brieſe bald die Unterſchrift: 
„Forſtingenieur a. D.“, bald „Oekonomieverwalter“, „Bankbeamter“, 
„Bahnbeamter“, „Fabriksbeamter“, „Fabriksdirigent a. D.“ ꝛc. trugen. 
Und doch war der Mann früher nur ein einfacher Bahnaufſeher geweſen 
und gegenwärtig Handlanger, der nie eine höhere geſellſchaftliche Stellung 
einnahm, ja ſelbſt das Amt eines untergeordneten Privat- oder öffent⸗ 
lichen Beamten niemals bekleidete. 


Es iſt natürlich, daß ein ſolches Treiben nicht ſtraflos bleiben 
durfte, und ſo wurde der Mann zuerſt wiederholt polizeilich, dann aber 
auch gerichtlich wegen Betteln nach S 517 einige Male (gerichtlich im 
Ganzen neun Mal) beſtraft. 

Die Polizeibehörde und die Gerichte nahmen eben ganz im Sinne 
der geſetzlichen Vorſchriften an, daß dieſe Handlungsweiſe den ſtrafbaren 
Thatbeſtand des Bettelns involvire. In einigen Fällen wurde ſogar auf 
Betrug erkannt. 

Da auf einmal geſchah es, daß der Profeſſionsbettler unter Inter⸗ 
vention eines Advocaten gegen das verurtheilende Erkenntniß der erſten 
Inſtanz die Berufung einlegte und daß das Berufungsgericht mit dem 
Urtheile vom 14. Mai 1884, 3. 863 — II, der Berufung ſtattgab und 
unter Caſſirung des Strafurtheiles einen Losſpruch fällte, weil es in 
der Zuſchickung derartiger Bettelbriefe weder den Thatbeſtand der nach 
8 517 St. G. ſtrafbaren Uebertretung des Bettelns, noch auch eine 
nach dem Strafgeſetzbuche zu ahndende Uebertretung zu finden vermochte. 
„Denn“, ſo wurde der Losſpruch weiter begründet, „zum Thatbeſtande 
der Uebertretung des $ 517 St. G. iſt vor allem Anderen die Be⸗ 
tretung, ſomit die Ertappung auf friſcher That erforderlich, und 
ſetzt demnach dieſer Paragraph, ſowie auch die folgenden 88 519 bis 
521 St. G. voraus, daß das Betteln perſönlich, nicht aber mittelſt 
Bettelbriefen geſchieht. Die Zuſchickung ſolcher Bettelbriefe könne den That⸗ 
beſtand einer nach dem Strafgeſetzbuche zu verfolgenden ſtrafbaren Hand⸗ 
lung um ſo weniger begründen, als auch die Ausſtellung von Zeugniſſen 
zum Zwecke der Anſpruchnahme der Wohlthätigkeit nicht verboten iſt, 
ſondern der § 3 des Geſetzes vom 10. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 108, 
die Ausſtellung ſolcher Zeugniſſe nur dann unterſagt und ſtraſbar erklärt, 
wenn ſie beſtimmt ſind, zum Betteln im Herumziehen von Ort zu Ort 
gebraucht zu werden.“ 

Mit Berufung auf dieſe oberinſtanzliche Entſcheidung, welche aller⸗ 
dings eine Frage von prineipieller Bedeutung berührte, nahmen von 
nun an auch die unteren Inſtanzen Anſtand, dergleichen Bettelbrief⸗ 
ſchreiber nach 8 517 St. G. zu beſtraſen. 

Es wurde zwar der beſagte Profeſſionsbettler auch nachher wieder⸗ 
holt dem Gerichte zur Strafamtshandlung nach S 517, event. § 461 
St. G. angezeigt, allein jedesmal wieder losgeſprochen und der Losſpruch 
conſequent von der Berufungsinſtanz beſtätigt, wobei in einzelnen Fällen 
das freiſprechende Erkenntniß weiter noch damit begründet wurde, daß 
das Abſenden eines einzelnen Bettelbriefes noch nicht den Hang zum 


) In einem anderen ärztlichen Zeugniſſe wird beſtätigt, daß X. wegen 
ſeines Leidens einer entſprechenden Badecur dringend bedarf. Auch dieſes Zeugniß 
hat der Briefſchreiber nur in Abſchrift ſeinem Bettelgeſuche beigelegt, ohne daß 
ſichergeſtellt worden wäre, ob jemals ein Original davon ausgefertigt wurde. 
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Müßiggange bezeuge oder auch damit, daß nicht die öffentliche Sittlich⸗ 
keit durch Abſendung ſolcher Privatbriefe beleidigt werde. 

Auch unter der Herrſchaft des neuen Vagabundengeſetzes vom 
24. Mai 1885, welches unter Aufhebung der früheren ſtrafgeſetzlichen 
Anordnungen im § 2 neue, härtere und in das ſociale Leben tief ein⸗ 
ſchneidende Beſtimmungen rückfichtlich dieſes Gerichtsdelictes traf, konnte 
eine Verurtheilung dieſes Profeſſionsbettlers nicht erzielt werden. 

Von Seite der öffentlichen Anklage wurde zwar geltend gemacht, 
daß auf dieſen Straffall die Beſtimmung des 2. Theiles des 1. Abſatzes 
des 8 2 V. G. („wer ... aus Arbeitsſcheu die öffentliche Mildthätig⸗ 
keit in Anſpruch nimmt“) volle Anwendung finde, indem gerade dieſer 
Abſatz ſpeciell dieſe Sorte von Profeſſionsbettler vor Augen habe. 

Nichtsdeſtoweniger fällte der erſte Richter einen Freiſpruch, welchen 
er damit begründete, daß er zwar die Ueberzeugung von dem That⸗ 
beſtande und von der Schuld des Angeklagten („daß nämlich dieſer 
Bettelbriefe abſchickte, um von Privatperſonen eine Unterſtützung zu er⸗ 
langen“) gewonnen, jedoch in der dem Angeklagten zur Laſt gelegten 
Handlung blos die Anſpruchnahme der privaten, nicht aber der öffent⸗ 
lichen Mildthätigkeit gefunden habe, daher hier der Thatbeſtand 
der Uebertretung des $ 2 V. G. nicht vorliege. 

Dieſes Urtheil wurde auch von dem Berufungsgerichte für 
Uebertretungen (mit dem Urtheile vom 11. November 1885, Z. 2189, I]) 
vollinhaltlich beſtätigt und hiebei bemerkt, „daß die Arbeitsſcheu nicht 
nachgewieſen ſei und daß nur ein Brief vorliege, mit welchem der An⸗ 
geklagte, wie er ſelbſt geſteht, von dem Adreſſaten eine Unterſtützung 
erlangt hat“. 

Es iſt nun bekannt, daß es eine Menge ſolcher arbeitsſcheuer 
Individuen gibt, die, namentlich in größeren Städten, die Mildthätigkeit 
anderer Perſonen zum Schaden der Allgemeinheit und zum Schaden der 
wahrhaft bedürftigen Ortsarmen in ähnlicher Weiſe auszubeuten wiſſen, 
ohne daß es den Aufſichtsorganen immer gelingt, ein ſolches Gebahren 
aufzudecken und der Strafamtshandlung zu unterziehen. 

Aus dem Dargelegten ergeben ſich nun zwei Fragen: 


a) Was iſt unter dem vom Geſetze gebrauchten Ausdrucke „die 


öffenkliche Mildthätigkeit in Anſpruch nehmen“ zu verſtehen? 

b) Iſt jedes andere Betteln, ſoferne es unter die Strafbeſtimmung 
des § 2 V. G. nicht ſubſumirt werden kann, auch weiterhin polizeilich 
ſtrafbar und wonach? 

Ad a) Zunächſt iſt klar, daß, wer öffentlich („an öffentlichen 
Orten oder von Haus zu Haus“) bettelt, ebenſalls „die öffentliche Mild⸗ 
thätigkeit in Anſpruch nimmt“. Deshalb wäre die Anordnung dieſes 
Zuſatzes im erſten Abſatze des 8 2 V. G. eine unzuläſſige Tautologie, 
die der Geſetzgeber gewiß nicht beabſichtigte. Da weiters die Bettelei in 
dieſer Form ausnahmslos ſtrafbar erſcheint, ohne daß das Moment 
der Arbeitsſcheu („Hang zum Müßiggange“ § 517 St. G.) ſtets vor⸗ 
liegen müßte, während hier zur Strafbarkeit eines ſolchen Bettelns der 
Nachweis der Arbeitsſcheu immer erbracht werden muß; ſo folgt daraus, 
daß durch jene geſetzliche Beſtimmung ein beſonderes Delict des Bettelns 
conſtruirt wurde. 

Was ſollen nun die Worte „öffentliche Mildthätigkeit“ bedeuten? 
Iſt es blos die Inanſpruchnahme der von der Staatsgeſellſchaft, bezw. 
vom Staate, Lande, Kreiſe oder einer Gemeinde gegründeten und 
erhaltenen Wohlthätigkeitsanſtalten (Armen⸗, Siechen⸗ und Krankenhäuſer, 
Armen⸗Unterſtützungsfonde, Stipendien ꝛc. ꝛc.)? oder iſt es die Anſpruch⸗ 
nahme des Publicums überhaupt, insbeſondere der beſtehenden Privat⸗ 
Unterſtützungsvereine, oder aber iſt es die Anſpruchnahme des Publicums 
oder Einzelner aus dem Publicum im Wege eines öffentlichen Auf⸗ 
rufes (etwa durch die Preſſe im Inſeratentheile ꝛc.)? 

In dem hier zuletzt beſprochenen Falle geht das Gericht von der 
Anſicht aus, daß das Geſetz im § 2, Abſ. 2 V. G. zwiſchen der 
öffentlichen und der privaten Mildthätigkeit unterſcheidet und nur 
die Anſpruchnahme der erſteren, wenn ſelbe aus Arbeitsſcheu geſchieht, 
für ſtrafbar erklärt. Danach würde der ſtraſbare Thatbeſtand der beſagten 
Uebertretung vorliegen, wenn der Angeklagte, die Arbeitsſcheu an ſeiner 
Seite vorausgeſetzt, ſich nicht an Privatperſonen gewendet, ſondern die 
öffentlichen Fonde (Humanitäts⸗, Unterſtützungs⸗, Armenanſtalten 2c.) 
behufs Erſchleichung einer Gabe in Anſpruch genommen hätte. Natürlich 
dürfte dieſe Erſchleichung nicht die Merkmale des nach 88 197, 205 
und 461 St. G. ſtrafbaren Betruges involviren. 

Unter dieſem Geſichtspunkte und bei dieſer Interpretation des § 2, 
Abſ. 2 V. G. müßten alſo alle die Fälle, wo arbeitsſcheue Perſonen 


die zur Unterſtützung wahrhaft bedürſtiger Armen gegründeten Privat⸗ 
vereine zum Nachtheile derſelben und zum Nachtheile der wahrhaft 
Hilfsbedürftigen in Anſpruch nehmen, ſtraflos bleiben, ſowie auch die 
Fälle, wo ſich dergleichen arbeitsſcheue Individuen an Jedermann aus 
dem Publicum im Wege eines öffentlichen Aufrufes, beiſpielsweiſe 
durch die Preſſe, um eine Unterſtützung wenden. Zum Mindeſten aber 
könnten alle dieſe Fälle nicht mit der Strenge des genannten Geſetzes 
gerichtlich verfolgt werden, wenn auch die polizeiliche Ahndung nicht 
ausgeſchloſſen erſcheinen dürfte. 

Da nun das Geſetz in dieſem Abſatze den Nachdruck auf das 
Moment der Arbeitsſcheu legt, die nicht öffentliche Bettelei, die das 
Geſetz eben auch nicht dulden will, in verſchiedenen Geſtalten auftreten 
kann, welche das Geſetz nicht ſpecificiren wollte und dies auch nicht 
konnte: jo glaube ich nicht fehl zu gehen, wenn ich den fraglichen Abſatz 
dahin deute, daß das Gefetz hiemit jede Inanſpruchnahme der 
Mildthätigkeit des Publicums überhaupt, daher auch der 
öffentlichen und Privatanſtalten verbietet und für ſtrafbar 
erklärt, wenn die Anſpruchnahme aus Arbeitsſcheu geſchieht. 
Dieſe Deutung ſcheint mir den Intentionen und ſonſtigen Anordnungen 
des Geſetzes wider Arbeitsſcheu und Landſtreicherei zu entſprechen und 
involvirt auch keine durch das Geſetz nicht gerechtfertigte Härte gegen 
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am 16. October 1885 über die Reichsgrenze bei Nauders aus der 
Schweiz nach Tirol eingeſchmuggelten vier Stück Ziegen werden gemäß 
§ 46, Abf. I des Geſetzes vom 29. Februar 188), R. G. Bl. 
Nr. 35, für verfallen erklärt. 

Gründe: Mit dem von der Staatsanwaltſchaft aus dem 
Nichtigkeitsgrunde des $ 281, Z. 11 St. P. O. angefochtenen Straf⸗ 
urtheile des Kreisgerichtes Bozen vom 13. Mai 1886, Z. 2083, wurde 
der von der Staatsanwaltſchaft bei der Hauptverhandlung geſtellte 
Antrag, die vom Angeklagten Peter T. am 16. October 1885 über 
die Reichsgrenze bei Nauders aus der Schweiz nach Tirol ohne Er⸗ 
laubniß und thierärztliche Controle eingeſchmuggelten vier Ziegen in 
Gemäßheit der Beſtimmung des § 46 des Thierſeuchengeſetzes vom 
29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, für verfallen zu erklären, 
aus dem Grunde abgelehnt, weil die eingeſchmuggelten Thiere nicht 
ſofort ſequeſtrirt worden und mittlerweile in fremden redlichen Beſitz 
übergegangen find. Durch dieſen Ausſpruch hat der erkennende Gerichts⸗ 
hof erſter Inſtanz feine Straſbefugniß überſchritten und erſcheint daher 
der von der Staatsanwaltſchaft dagegen geltend gemachte Nichtigkeits⸗ 
grund des $ 281, Z. 11 St. P. O. allerdings dargethan. 

Vor Allem iſt die Unterlaſſung der Beſchlagnahme der ein⸗ 
geſchmuggelten vier Stück Ziegen vollkommen unerheblich, denn dieſe 


die Contravenienten, da ja im Grunde genommen hier nur die Arbeits⸗ Maßregel hat nach den diesfälligen geſetzlichen Beſtimmungen lediglich 
ſcheu beſtraft wird, die doch das Geſetz immer beſtraft wiſſen will. Aber den Zweck, den Vollzug des nach dem Geſetze auszuſprechenden Verfalles 
auch den allgemeinen Geſetzen der Humanität wird nicht nahe getreten, zu ſichern und iſt keineswegs eine Vorausſetzung, deren Eintritt noth⸗ 
wenn man dieſe Verfügung mit der ſtrengen Anordnung des erſten wendig wäre, um den Verfall ausſprechen zu können. Der Mangel 


Abſatzes des $ 2 V. ©. (erfter Theil) vergleicht und nicht aus den 
Augen läßt, daß nach der factiſchen Lage die Strafbehörden in der 
Regel erſt über Anrufen der in Anſpruch genommenen Anſtalten 
oder Privatperſonen in die Lage verſetzt werden können, gegen der⸗ 
gleichen Bettelbriefſchreiber einzuſchreiten, daher hier auch das Publicum 
geſchützt werden ſoll. Und dieſer ſtrafgeſetzliche Schutz des Publicums 
ſcheint mir nothwendig und in den Intentionen des Geſetzes gelegen 
zu ſein. 

Auch wird damit uns ein Erſatz geboten für den Mangel einer 
entſprechenden Beſtimmung, welche die deutſche Reichsgeſetzgebung durch 
§ 361, Abſ. 5 St. G. getroffen hat. 

Ad ub) Dieſe Frage dürfte eher zu bejahen, als zu verneinen 
ſein, mit Rückſicht darauf, daß nach den diverſen Polizeivorſchriften das 
Betteln überhaupt verboten iſt und als eine Polizeiübertretung ſtrafbar 
war, woran das gegenwärtige Geſetz durch die Fixirung des § 2 V. G. 
nur ſo viel änderte, daß das Betteln zu einem „Gerichtsdelicte“ wird, 
wenn es an öffentlichen Orten oder von Haus zu Haus geſchieht. Die 
Conſequenz a contrario ergibt ſich alſo von ſelbſt. Die hier anzuwen⸗ 
dende Strafnorm iſt jedoch nicht die kaiſ. Verordnung vom 20. April 
1854, R. G. Bl. Nr. 96, ſoudern die Miniſterialverordnung vom 
30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 108, welche an die Stelle der 
früheren allgemeinen Strafnorm, des Hofdecretes vom 30. September 1806, 
getreten iſt. Fälle dieſer Art werden ſich allerdings ſeltener ergeben. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Auf den Verfall verbotswidrig eingeführter Thiere oder Nohe 
producte (§ 46 des Thierſeuchengefetzes vom 29. Februar 1886, 
R. G. Bl. Nr. 35) muß erkannt werden, auch wenn Derjenige, 
welcher das Einfuhrverbot umging, nicht oder nicht mehr der Be⸗ 
ſitzer oder Eigenthümer iſt. Die an einſchlägiger Stelle der Voll⸗ 
Auen e (R. G. Bl. v. 1880 Nr. 36) vorgeſehene Beſchlag⸗ 
nahme ſoll die Vollſtreckbarkeit des Erkenntniſſes ſichern; eine 
Vorausſetzung für dasſelbe bildet ſte nicht. 

Der k. k. Caſſationshof hat mit Entſcheidung vom 24. September 
1886, 3. 8088, der von der Staatsanwaltſchaft erhobenen Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde gegen das Urtheil des Kreisgerichtes Bozen vom 13. Mai 
1886, 3. 2083, womit Peter T. des Vergehens nach § 5 des Geſetzes 
vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, mit Rückſicht auf 
Artikel I des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
ſchuldig erkannt wurde, ſtattgegeben, dieſes Urtheil, inſoferne dadurch 
der Verfall der vom Angeklagten eingeſchmuggelten vier Stück Ziegen 
nicht ausgeſprochen wurde, aufgehoben und gemäß § 288, 3. 3 
St. P. O. in der Sache ſelbſt erkannt: Die vom Angeklagten Peter T. 


* 


dieſer vorläufigen Beſchlagnahme kann daher nie und nimmermehr die 
vom Geſetze ausdrücklich angeordnete Erklärung des Verfalles der ein⸗ 
geſchmuggelten Thiere hintanhalten. Der § 46 des citirten Thier⸗ 
ſeuchengeſetzes verordnet kategoriſch und ohne irgend eine Ausnahme, 
daß die eingeſchmuggelten Thiere für verfallen zu erklären ſind, und 
beſtimmt im zweiten Abſatze weiters, daß dieſer Verfall auch un⸗ 
abhängig von der Verurtheilung einer beſtimmten Perſon einzutreten 
habe. Angeſichts dieſer, jedes privatrechtliche Verhältniß außer Betracht 
laſſenden und keineswegs eine bloße Strafverſchärfung bildenden, ſondern 
aus öffentlichen, ſanitätspolizeilichen Rückſichten ergangenen ganz pofitiven 
und ſelbſtſtändigen geſetzlichen Strafbeſtimmung iſt es ebenfalls ganz 
gleichgiltig, ob die eingeſchmuggelten Thiere ſchon zur Zeit der Ein⸗ 
ſchmuggelung ganz oder theilweiſe Eigenthum des Angeklagten ſelbſt, oder 
eines Dritten waren, oder ob ſie nach erfolgter Einſchmuggelung ganz 
oder zum Theile in den redlichen oder unredlichen Beſitz dritter Perſonen 
gekommen ſeien und es mußte vielmehr der Verfall derſelben ohne 
Rückſicht hierauf von dem Gerichtshofe ausgeſprochen werden. 

Aus dieſen Erwägungen mußte der vollkommen berechtigt er⸗ 
ſcheinenden Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft ſtattgegeben, der 
diesfällige Ausſpruch des Gerichtshofes erſter Inſtanz behoben und vom 
oberſten Gerichts⸗ und Caſſationshofe nach Maßgabe des § 288, Abſ. 3 
St. P. O. in der Sache ſelbſt erkannt und in Ergänzung des an⸗ 
gefochtenen kreisgerichtlichen Urtheiles der Verfall der gegenſtändlichen 
| vier Ziegen im Sinne des $ 46 des Thierſeuchengeſetzes vom 29. Februar 
1880, R. G. Bl. Nr. 35, ausgeſprochen werden. 


Notizen. 


Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 23. Februar 1887, Z. 1426, betreffend 
die gewerbsmüßigen, ſpeculativen Ankäufe von landwirthſchaftlichen Gütern 
zum Zwecke des parcellenmäßigen Weiterverkaufes (Güterzertrümmerungen) und 
die gewerbsmäßige Vermittlung ſolcher Verkäufe. 
An alle Gerichte und Staatsanwaltſchaften. 


Im Wege der politiſchen Behörden eingeleitete Erhebungen haben ergeben, 
daß in den letzten Jahren die gewerbsmäßigen, ſpeculativen Ankäuſe von land⸗ 
wirthſchaftlichen Gütern zum Zwecke des parcellenmäßigen Weiterverkaufes 
(Güterzertrümmerungen) und die gewerbsmäßige Vermittlung ſolcher Verkäufe 
überhand genommen haben. 

Es erſcheint ſchon im Allgemeinen nicht zweifelhaft, daß in landwirth⸗ 
ſchaftlicher und ſtaatswirthſchaftlicher Beziehung nachtheilige Wirkungen entſtehen 
müſſen, wenn die gewerbsmäßige Speculation ſich des Güterverkehrs bemächtigt 
und denſelben aus ſeinem naturgemäßen, den wirklichen Bedürfniſſen des Ortes 
und des einzelnen Falles entſprechenden Gange bringt. 

Die eingeleiteten Erhebungen laſſen aber auch im Beſonderen keinen 
Zweifel darüber, daß die Abficht der betreffenden Speculanten, ſich einen raſchen, 


bedeutenderen Gewinn zu ſichern, der natürlich nur auf Koſten der betheiligten 
Verkäufer und Käufer erzielt werden kann, zu mannigfachen Uebervortheilungen 
dieſer Betheiligten führt. 

Der Verkäufer kann zu dem Geſchäfte meiſt nur dadurch beſtimmt werden, 
daß ihm ein verhältnißmäßig hoher Kaufpreis in Ausſicht geſtellt wird, welcher 
ſich erſt ſpäter als ſchwer einbringlich herausſtellt; die Käuſer aber werden durch 
ſcheinbare Vergünſtigungen bei den Zahlungsmodalitäten verleitet, unverhältniß⸗ 
mäßig hohe Kaufpreiſe zuzugeſtehen, deren Abzahlung oft nur durch Aufnahme 
von Hypothekardarlehen auf den neu erworbenen oder ihren früheren Grundbeſitz 
möglich wird, welche aber aus den Erträgniſſen des angekauften Grundbeſitzes 
oft nur zum geringen Theile verzinſt werden können. 

Als Folge dieſer Verhältniſſe und der meiſt flüchtigen Durchführung der 
Rechtsgeſchäfte ſeitens der Speculanten ergeben ſich viele Proceſſe und Executionen, 
wodurch dieſe Operationen nicht ſelten zu Quelle des wirthſchaftlichen Ruins der 
Betheiligten werden. 

Dieſe vielfachen Gefahren veranlaſſen das Juſtizminiſterium, um den von 
den anderen betheiligten k. k. Miniſterien ſchon vorläufig innerhalb des Rahmens 
der beſtehenden Geſetze angeordneten Maßnahmen die geeignete Unterſtützung 
ſeitens der dem Reſſort des Juſtizminiſteriums angehörigen Behörden zu ſichern, 
zu verordnen: 

1. Die richterlichen Behörden und Staatsanwaltſchaften haben — abge⸗ 
ſehen von der denſelben in dieſer Hinſicht durch die Strafrechtspflege etwa 
zugewieſenen Aufgabe — von allen über vorbereitete oder im Zuge befindliche 
Gutszerſtücklungen gemachten Wahrnehmungen die politiſchen Behörden unter 
Mittheilung aller ſachdienlichen Behelfe zu verſtändigen, um dieſen Behörden die 
Möglichkeit zu bieten, je nach Beſchaffenheit des Falles die Beſtrafung der 
Speculanten wegen unbefugter Geſchäſtsvermittlung, eventuell wegen unbefugter 
Ahhaltung von Verſteigerungen, oder die Heranziehung derſelben zur Steuer⸗ 
leiſtung u. ſ. f. einzuleiten. 

Die Gerichtsvorſtände werden zu dieſem Behufe insbeſondere die mit der 
Grundbuchsführung betrauten Beamten anzuweiſen haben, ihnen über etwaige 
Wahrnehmungen auf dieſem Gebiete ſofort die Anzeige zu erſtatten. 

2. Inſoferne die Betheiligung von k. k. Notaren oder von Advocaten bei 
Geſchäften der erwähnten Art in einer über den gewöhnlichen Wirkungskreis 
derſelben hinausgehenden, insbefondere die Betheiligung in ſpeculativer Abficht 
darthuenden Weiſe wahrgenommen werden ſollte, ſind die zuſtändigen Disciplinar⸗ 
behörden hievon zu verſtändigen, damit diefelben in die Lage kommen, zu prüfen, 
ob dieſe Betheiligung des Betreffenden mit den beſonderen Pflichten zur Wahrung 


der Ehre und Würde des Standes im Einklange ſtehe. 
Prazäk m. p. 


Geſetze und Berordnungen. 


1886. I. Semeſter. 
Verordnungsblatt des k. k. Juſtizminiſteriums. 


I. Stück. Ausgeg. am 12. Jänner. 1. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 5. Jänner 1886, Z. 23.257 ex 1885, betreffend die Adjuſtirung 
von Reiſeparticularien. 

II. Stück. Ausgeg. am 21. Jänner. — 2. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 10. Jänner 1886, Z. 19.461 ex 1885, betreffend die Kund⸗ 
machung von Concursausſchreibungen für erledigte Dienſtesſtellen. — 3. Ver⸗ 
ordnung des Juſtizminiſteriums vom 14. Jänner 1886, Z. 481, betreffend die 
Urlaubsverlängerung für diejenigen im Verwaltungsdienſte Bosniens und der 
Hercegovina proviſoriſch angeſtellten Juſtizbeamten, deren Urlaub im I. Semeſter 
1886 abläuft. 

III. Stück. Ausgeg. am 3. Februar. — 4. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 16. Jänner 1886, Z. 603, womit der Vorgang bekannt 
gegeben wird, welchen die Behörden in dem Canton Waadt in der Schweiz in 
Bezug auf die Behandlung der Nachläſſe von Angehörigen der im Reichsrathe 
vertretenen Königreiche und Länder der öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie 
einhalten. 

IV. Stück. Ausgeg. am 13. Februar. — 5. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 16. Jänner 1886, Z. 21.533 ex 1885, betreffend den Vor⸗ 
gang bei der Einhebung und Verrechnung von Gebühren für die gerichtliche 
Anſertigung von Urkundenabſchriften zur Ueberſendung an die Gebühren⸗ 
bemeſſungsämter oder zur Aufbewahrung in der Urkundenſammlung des 
Gerichtes. — 6. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 11. Februar 1886, 
3. 1649, betreffend die den activen k. k. Staats⸗ (und Hof-) Bedienſteten von 
Privateiſenbahnen zugeſicherten Fahr⸗ und Frachtbegünſtigungen. 
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V. Stück. Ausgeg. am 24. Februar. — — — 

VI. Stück. Ausgeg. am 10. März. — 7. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 2. März 1886, 3. 1984, betreffend die Beſchleunigung des 
Verfahrens bei Verhängung der Curatel über Verſchwender. 

VII. Stück. Ausgeg. am 23. März. — 8. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 8. März 1886, Z. 1648, betreffend die Interpunction der 
Zahlen. — 9. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 19. März 1886, Z. 3170, 
betreffend die Enthebung des Regierungscommiſſärs und ſeines Stellvertreters 
bei der im Concurſe befindlichen böhmiſchen Bodeneredit⸗Geſellſchaft in Prag. 
— 10. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 10. März 1886, 3. 4540, 
betreffend die Behandlung der gerichtlichen und adminiſtrativen Vormerkungen, 
der Abzüge und Rückläſſe von den aus militäriſchen Caſſen (Militär⸗Zahlſtellen) 
zu leiſtenden Zahlungen. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 9. April. — 11. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 24. März 1886, Z. 5313, betreffend die Befreiung der wehr⸗ 
pflichtigen Gerichts⸗ und Strafanſtaltsbeamten von der Militärdienſtleiſtung im 
Mobiliſirungsfalle für das Jahr 1886. — 12. Verordnung des Juſtizminiſteriums 
vom 26. März 1886, Z. 1917, betreffend die thunlichſte Schonung des Staats⸗ 
ſchatzes bei Zuziehung von Sachverſtändigen in ſtraſgerichtlichen Unterſuchungen. 
— 13. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 2. April 1886, 3. 5659, 
betreffend die unentgeltliche Inanſpruchnahme von Lehrtexten für Strafanſtalts⸗ 


und Gefangenhausſchulen. 
(Fortſetzung ſolgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Oberfinanz⸗ 
rathes bekleideten Finanzrath Karl Plachki in Klagenfurt zum Oberfinanzrathe 
und Finanzdirector in Laibach ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath Ludwig Sichler zum Oberfinanz⸗ 
rathe der Lemberger Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Seine Majeſtät haben in Anerkennung verdienſtlicher Leiſtungen anläßlich 
des Ausbruches der Cholera⸗Epidemie dem Statthaltereirathe und Landes⸗ 
Sanitätsreſerenten der küſtenländiſchen Statthalterei Dr. Adalbert Bohata und 
dem Bürgermeiſter in Spalato Dr. Kajetan Bulat den Orden der eiſernen 
Krone dritter Claſſe mit Nachſicht der Taxen, dem Stadtphyſicus in Trieſt Dr. 
Vincenz von Giaxa das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens, dem Bezirksarzte 
in Curzola Dr. Karl Vipauc, dem Bezirksarzte in Capodiſtria Dr. Cäſar 
Radoicovich und dem Bezirksarzte in Volosca Dr. Johann Fonda das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone, dem Bezirksſecretär in Capodiſtria Alois 
Luches, dem Gemeindevorſteher in Iſola Bartholomäus Fanganel und dem 
Gemeindevorſteher in Fianona Mathias Tonetti das goldene Verdienſtkreuz 
und dem Gemeindeſecretär in Fianona Jakob Marion das ſilberne Verdienſtkreuz 
verliehen. 

5 Seine Majeſtät haben aus dem gleichen Anlaſſe dem Hofrathe der 
küſtenländiſchen Statthalterei Theodor Ritter von Rinaldini, dem Bezirks⸗ 
hauptmanne in Volosca Wilhelm Ritter von Jettmar, dem Bezirkshauptmanne 
in Spalato Karl Truxa, dem Magiſtratsdirector in Trieſt Zacharias Ganduſio, 
dem Gemeindevorſteher in Jelſane Sebaſtian Pipp und dem Gemeinderathe in 
Fianona Johann Dundora die Allerhöchſte Anerkennung ausdrücken laſſen. 


Erledigungen. 
Steueramts⸗Adjunctenſtelle in der eilften Rangsclaſſe gegen Caution, bis 
Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 93.) 


Stadtſecretärsſtelle in Inaim. 


Bei der Stadtgemeinde Znaim iſt die Stelle eines Stadtſecretärs im 
Eoncurswege zu beſetzen Mit derſelben iſt ein jährlicher Gehalt von 1200 fl. 
nebſt 5percentigen Quinquennalzulagen verbunden. Nach fünf Jahren entſprechender 
Dienſtleiſtung wird die Zuerkennung einer 10percentigen Activitätszulage in 
Ausſicht geſtellt. Bezüglich der Penſionirung und Verſorgung der Angehörigen 
finden die für Staatsbeamte geltenden Grundſätze volle Anwendung. 

Dem anzuſtellenden Bewerber wird eine allſällige frühere, nach den für 
Staatsbeamte giltigen Normen anrechenbare Dienſtzeit in der Maximaldauer 
von zehn Jahren bei der Penſionirung in Anrechnung gebracht. 

Bewerber um dieſe Stelle haben nachzuweiſen die öſterreichiſche Staats⸗ 
bürgerſchaft, die Abſolvirung der juridiſch⸗politiſchen Studien an einer öſter⸗ 
reichiſchen Univerſität und die erfolgte Approbirung bei den drei theoretiſchen 
Staatsprüfungen oder ſtatt dieſes letzteren die Erwerbung des Doctorgrades der 
Rechten an einer öſterreichiſchen Univerſität, ferner ihre bisherige praktiſche Ver⸗ 
wendung im politiſchen Dienſte und die Ablegung der praktiſchen Prüfung für 
die politiſche Verwaltung und endlich, daß ſie das Alter von 40 Jahren nicht 
überſchritten haben. Wünſchenswerth erſcheint die Kenntniß beider Landesſprachen. 

Die Geſuche ſind mit den geforderten Nachweiſen bis 31. Mai 1887 
beim Gemeinderathe einzubringen. 

Gemeinderath der Stadt Znaim, den 7. April 1887. 
Der Bürgermeiſter: J. Bran tner. 


DEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 45 der Erkenntniſſe 1886. 
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